
Satzung
der Stadt Westerstede über die Erhebung

 von Gebühren für die zentrale Abwasserbeseitigung

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 Nr. 5 u. 7 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds.
GVBl., S.576), zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndG vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025
Nr. 3) und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom
20.04.2017 (Nds. GVBl., S.121), zuletzt geändert durch Art. 4 G zur Änd. des Ver-
waltungsvollstreckungsG und weiterer Gesetze vom 22.9.2022 (Nds. GVBl. S. 589)
hat der Rat Stadt Westerstede in seiner Sitzung am 09.12.2025 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Die Stadt Westerstede betreibt die zentrale Abwasserbeseitigung als öffentliche Ein-
richtung nach Maßgabe der Satzung der Stadt Westerstede über die Abwasserbesei-
tigung (Abwasserbeseitigungssatzung).

§ 2
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen wer-
den Abwassergebühren erhoben.

§ 3
Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebühr

(1) Die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser wird nach der Abwasser-
menge berechnet, die im Erhebungszeitraum (§ 7) in die öffentliche Abwasserbe-
seitigungseinrichtung gelangt. Die Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 Ku-
bikmeter (cbm) Abwasser.

Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten

a) die dem Grundstück aus öffentlichen und/oder privaten Wasserversorgungs-
anlagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte
Wassermenge (z.B. Brunnen Regenwassernutzungsanlage),

c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwasser-
messeinrichtung,
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(2) Die Berechnung des Wasserverbandes erfolgt auf der Grundlage der Angaben
des für den Wasserbezug zuständigen Unternehmens. Der Bemessungszeitraum
für die Abwassergebühr entspricht dieser Ableseperiode.

(3) Die Abwassermenge nach Abs. 1 Buchstabe b und c hat der Gebührenpflichtige
der Gemeinde für den abgelaufenen Bemessungszeitraum innerhalb des folgen-
den Monats schriftlich anzuzeigen, sofern die Stadt oder das nach Absatz 2 zu-
ständige Unternehmen diese nicht selbst abliest. Die Abwassermenge ist durch
Wasserzähler/Abwassermesseinrichtungen nachzuweisen, die der Gebühren-
pflichtige auf eigene Kosten einbauen zu lassen hat. Einbau, Änderung und Aus-
tausch dieser Wasserzähler sind der Stadt unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
Die Wasserzähler/Abwassermesseinrichtungen müssen den Bestimmungen des
Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Stadt auf solche Messeinrichtungen ver-
zichtet, kann sie als Nachweis für die Wassermengen prüfbare Unterlagen ver-
langen.

Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise
nicht ermittelt werden können. Im Falle der Schätzung wird bei reinen Wohn-
grundstücken die Einleitung von 4 cbm Schmutzwasser für jeden Bewohner
/angefangenen Monat zugrunde gelegt.

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung (Abs. 1 Buchstabe c)
nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von der
Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs/der Abwassermenge des vorherge-
henden Abrechnungszeitraums und unter Berücksichtigung der begründeten An-
gaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Dies gilt auch, wenn die Ablesung des
Wasserzählers nicht ermöglicht wird.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
einrichtungen gelangt sind, können auf Antrag abgesetzt werden. Der Antrag ist
einen Monat nach Ablauf des Bemessungszeitraums bei der Stadt einzureichen.
Sofern Absetzzählerabrechnungen nach Ablauf dieser Frist eingereicht wurden,
ist das Abrechnungsergebnis anteilig auf den letzten Erhebungszeitraum umzule-
gen.

Als Nachweis gilt der durch den Einbau eines geeichten Absetzzählers gemesse-
ne Verbrauch.  Die Einbaukosten trägt der Gebührenpflichtige.

Für die Erfassung eines Absetzzählers ist bei Einbau ein Genehmigungsantrag zu
stellen. Bei Antragstellung ist der ordnungsgemäße Einbau von der ausführenden
Fachfirma zu bestätigen. Es wird eine Bearbeitungsgebühr nach der städtischen
Verwaltungskostensatzung erhoben. Die Genehmigung wird befristet erteilt und
endet mit Ablauf der Eichung. Das über den Absetzzähler entnommene Wasser
darf nicht der Kanalisation zugeführt werden. Der Wechsel oder Ausbau des Ab-
setzzählers ist durch den Eigentümer unverzüglich gegenüber der Stadt mitzutei-
len. Dabei ist auch der Stand des über den Hauptwasserzähler gemessene Ver-
brauch mitzuteilen. Der Zählerstand ist nach Ausbau durch Vorlage eines Bild-
nachweises nachzuweisen. Mobile Absetzzähler werden nicht anerkannt.
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Der Antrag auf Absetzung der nicht eingeleiteten Wassermengen ist nach Ablauf
des Bemessungszeitraums innerhalb eines Monats, spätestens bis zum 28.02.
des auf den Bemessungszeitraum folgenden Jahres einzureichen. Für nachträg-
lich eingereichte Anträge wird eine Sonderbearbeitungsgebühr in Höhe von 25,00
erhoben. Die Absetzung erfolgt immer nur für den vorangegangenen Erhebungs-
zeitraum. Absatz 3 Satz 5 gilt sinngemäß. Die Stadt kann von den Gebühren-
pflichtigen zum Nachweis der eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermenge
amtliche Gutachten verlangen. Die Kosten hierfür trägt grundsätzlich der Gebüh-
renpflichtige.

(6) Bereits vor Inkrafttreten dieser Satzung berücksichtigte Zweitwasserzähler sind
spätestens 5 Jahre nach der Erstantragstellung auf Absetzung der nicht in die öf-
fentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung eingeleiteten Wassermengen auszu-
tauschen.

§ 4
Gebührensätze

Die Abwassergebühr beträgt je cbm Abwasser 2,90 €.

§ 5
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an
dessen Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebüh-
renpflichtig sind außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.

(2) Beim Wechsel der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des
auf den Übergang folgenden Monats auf den neuen Verpflichteten über. Wenn
der bisherige Verpflichtete die Mitteilung über den Wechsel der Gebührenpflicht
versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang
der Mitteilung bei der Stadt entfallen, neben dem neuen Verpflichteten.

§ 6
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrich-
tung von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der Grund-
stücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser endet.
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§ 7
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, zu dessen Beginn die Gebührenschuld
entsteht.

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler/Abwassermesseinrichtungen
ermittelten Wassermengen erhoben wird, gilt als Erhebungszeitraum die Ablese-
periode, die jeweils dem 31.12. des laufenden Kalenderjahres vorausgeht. Ent-
steht die Gebührenpflicht erstmals im Erhebungszeitraum, so gilt der Zeitraum
von der Entstehung der Gebührenpflicht bis zum Ablauf der Ableseperiode als
Erhebungszeitraum. Endet die Gebührenpflicht im Erhebungszeitraum, so gilt der
Zeitraum vom Beginn der Ableseperiode bis zur Beendigung der Gebührenpflicht
als Erhebungszeitraum.

§ 8
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzurechnende Gebühr
sind vierteljährlich Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des
laufenden Kalenderjahres zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird
durch Bescheid nach der Abwassermenge des Vorjahres festgesetzt.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der
Abschlagszahlung die Abwassermenge vergleichbarer Grundstücke bzw. An-
schlüsse zugrunde gelegt.

(3) Abschlusszahlungen auf Grund von Abrechnungen für Vorjahreszeiträume wer-
den zum nächsten Quartalstermin (Absatz 1) fällig. Abschlusszahlungen auf
Grund von Abrechnungen für das laufende Veranlagungsjahr werden auf die noch
ausstehenden Quartalstermine des Jahres verteilt.

(4) Der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband (OOWV) ist gemäß § 12 Abs. 1
NKAG beauftragt, im Namen der Stadt die Ermittlung der Berechnungsgrundla-
gen durchzuführen.

(5) Zur Erledigung der in Absatz 4 genannten Aufgaben bedient sich die Stadt der
Datenverarbeitungsanlage des OOWV.

(6) Der OOWV ist gemäß § 12 Abs. 2 NKAG verpflichtet, die zur Abgabenfestsetzung
oder erhebung erforderlichen Berechnungsgrundlagen mitzuteilen.

§ 9
Auskunftspflicht und Duldungspflicht
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(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Stadt die für die Festsetzung
und Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Die Stadt kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft ver-
pflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Um-
fang zu helfen.

(3) Soweit sich die Stadt zur Erledigung der in § 8 Abs. 4 genannten Aufgaben eines
Dritten bedient, haben die Gebührenpflichtigen zu dulden, dass sich die Stadt
bzw. der von ihr nach § 8 Abs. 4 Beauftragte die zur Gebührenfestsetzung und –
erhebung erforderlichen Berechnungsgrundlagen (Name, Anschrift und Wasser-
verbrauchsdaten) von dem Dritten mitteilen bzw. über Datenträger übermitteln
lässt.

§ 10
Anzeigepflicht

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück mit Auswirkungen auf die
Abgabenpflicht ist der Stadt sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber in-
nerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben
beeinflussen, so hat der Abgabepflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schrift-
lich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu
geschaffen, geändert oder beseitigt werden.

§ 11
Datenverarbeitung

(1) Zur Ausführung dieser Satzung dürfen die mit der Ermittlung, Festsetzung und
Erhebung von Abwassergebühren befassten Stellen und das Amt für Finanzwe-
sen der Stadt Westerstede die hierfür erforderlichen personen- und grundstücks-
bezogenen Daten, Vor- und Zuname sowie Anschrift des Grundstückseigentü-
mers sowie Wasserverbrauchsdaten, verarbeiten.

(2) Die in Absatz 1 genannten Stellen dürfen die für Zwecke der Wasserversorgung
bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Ab-
satz 1 genannten Zwecke nutzen und sich diese Daten vom Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband Brake übermitteln lassen.

(3) Die Weitergabe nach Absatz 2 darf auch regelmäßig und im Wege automatisier-
ter Abrufverfahren erfolgen. Dies gilt hinsichtlich der Übermittlung der Ver-
brauchsdaten der Wasserversorgung auch für Dritte i.S. des § 12 Abs. 2 NKAG.
Zur Kontrolle der Verarbeitung sind folgende Maßnahmen getroffen:
- Einrichtung von Benutzerkennungen
- Benutzung von mindestens 8-stelligen Passwörtern
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- Sperrung des Zugriffs nach fünf Fehlversuchen
- Protokollierung der Systemaktivitäten
- Überprüfung der Protokolle durch die Datenschutzkoordination der Gemeinde

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder
leichtfertig

a) entgegen § 3 Abs. 3 Satz 1 der Stadt nicht die Wassermengen für den abge-
laufenen Bemessungszeitraum innerhalb des folgenden Monats schriftlich an-
zeigt,

b) entgegen § 3 Abs. 3 Satz 2 keinen Wasserzähler einbauen lässt,
c) entgegen § 9 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erfor-

derlichen Auskünfte nicht erteilt,
d) entgegen § 9 Abs. 2 verhindert, dass die Stadt an Ort und Stelle ermitteln kann

und die dazu erforderliche Hilfe verweigert,
e) entgegen § 10 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück

nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt,
f) entgegen § 10 Abs. 2 nicht schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-

stück vorhanden sind, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen,
g) entgegen § 10 Abs. 2 die Neuschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher

Anlagen nicht schriftlich anzeigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro ge-
ahndet werden.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Abgabensatzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der
Stadt Westerstede über die Erhebung von Gebühren für die zentrale Abwasserbesei-
tigung vom 04.Juli1994 außer Kraft.

Westerstede, 09.12.2025

Michel Rösner

Bürgermeister


